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Drucksache V/3732 


Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim), 
Ollesdi, Jung und der Fraktion der FPD 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Soldatengesetzes 

— Drucksache V/3512 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ernesti 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den vorliegenden 
Entwurf in seiner 200. Sitzung am 29. November 
1968 in erster Lesung beraten und an den Ver- 
teidigungsausschuß federführend und an den Innen- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Der Verteidi- 
gungsausschuß hat den Entwurf in seiner 96. Sitzung 
am 12. Dezember 1968 beraten. 

II. 

Der Innenausschuß beschloß, von einer Empfeh- 
lung abzusehen, da die Führung von vergleichenden 
Wertungs- und Eignungslisten das Recht des Sol- 
daten auf Einsichtnahme in seine Personalakten 
und auf Eröffnung seiner Beurteilung nicht berühre. 
Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf gegen 
die Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 

Der Ausschuß war überwiegend der Ansicht, daß 
eine Einsicht in die Wertungs- und Eignungslisten 
für die Offiziere nicht erforderlich ist. Bei diesen 
Karten handelt es sich nicht um eine weitere Be- 


urteilung des jeweiligen Offiziers, die dem Recht auf 
Akteneinsicht unterliegen würde. Vielmehr handelt 
es sich um ein Hilfsmittel der Personalabteilung 
des Verteidigungsministeriums für eine sinnvolle 
Personalführung. Die Karten sagen nichts über den 
einzelnen Offizier aus, was nicht schon in den Per- 
sonalakten enthalten ist. Sie sollen lediglich eine 
seinen Fähigkeiten entsprechende Laufbahnplanung 
erleichtern. Ein Offizier könnte sich nur dann ein 
Bild über seine Einstufung machen, wenn die 
Karten aller Offiziere seiner Kategorie zum Ver- 
gleich offengelegt würden. Das würde aber den 
Vertrauensschutz tangieren, den die Personalakten 
genießen. Der Antrag war aus diesen Gründen ab- 
zulehnen. 

Der Ausschuß war ferner überwiegend der An- 
sicht, daß das mit dem Antrag angestrebte Ziel — 
die Personalführung für den einzelnen Offizier 
transparenter zu machen — besser durch Abhaltung 
von Personalgesprächen zu erreichen sei. Auf An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU wird dem Deutschen 
Bundestag deshalb der unter B. enthaltene Entschlie- 
ßungsentwurf vorgelegt. 


Bonn, den 16. Januar 1969 


Ernesti 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3512 — ab- 
zulehnen; 

2. die Bundesregierung wird aufgefordert: 

a) in vermehrtem Umfange Personalgespräche 
für Offiziere vorzusehen, 

b) dem Wunsch einzelner Offiziere, ein Per- 
sonalgespräch führen zu dürfen, in einer an- 
gemessenen Zeit nachzukommen. 

Bonn, den 16. Januar 1969 

Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Ernesti 

Vorsitzender Berichterstatter 
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